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Gute Arbeit

Fazit des Jusounterbezirksforums vom 30. Oktober 2008 in Unna

Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit.

Deshalb wollen wir Vollbeschäftigung.

Arbeit muss menschenwürdig sein.

Deshalb wollen wir Gute Arbeit.

Diese Grundsätze aus dem Antrag „Gute Arbeit“ des SPD-Bundesvorstandes müssen auch in der Kommunalpolitik eine zentrale Rolle spielen. Auch die Kommunen und der Kreis müssen sich für Mindestlöhne und Kündigungsschutz einsetzen. Nicht nur weil das die kommunalen Haushalte entlastet. Ebenso müssen auch die kommunalen Akteure gegen prekäre Beschäftigung eintreten.

Die Kommunen gehören zu den größten Arbeitgebern. Sie müssen mit gutem Beispiel voran gehen. „Gute Arbeit“ muss auch die von den Kommunen und dem Kreis ausgeschriebene Arbeit sein. Die Einhaltung der Tarifverträge muss immer Voraussetzung für die Vergabe von Ausschreibungen sein. Auch als Ausbilder kommt dem Kreis und den Kommunen eine wichtige Rolle zu. Ausbildungsplätze einzusparen ist nicht nur ein schwerer Fehler im Hinblick auf die Auszubildenden. Auch der erwünschte Einsparungseffekt kehrt sich spätestens bei der Subventionierung der nun Unausgebildeten ins Gegenteil

Es gibt Menschen, die auf dem freien Markt keine „Gute Arbeit“ finden. Für sie müssen Kommunen in Zusammenarbeit mit den ArGen öffentliche Beschäftigungsverhältnisse schaffen. Diese haben zum Ziel langfristig in den freien Arbeitsmarkt zu vermitteln. Um keine reguläre Arbeit zu verdrängen, darf die Politik nicht mit starren Vorgaben und Anreizen die Vermittlung in öffentliche Beschäftigung fördern. Ob eine öffentliche Beschäftigung sinnvoll ist, keine reguläre Arbeit verdrängt und der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin zu dem Zeitpunkt nicht anders vermittelbar ist, muss von Fall zu Fall entschieden werden.

Der Fortbestand der ArGe im Kreis Unna in ihrer jetzigen Form ist ein wichtiges Anliegen für die Kommunalpolitik.

